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§88

Teilnahme an Unterdrückungshandlungen
(1) Ein Bürger der Deutschen Demokratischen Re­

publik, der sich an kriegerischen Handlungen zur 
Unterdrückung eines Volkes beteiligt, wird mit Frei­
heitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft.

(2) Die Strafe kann nach den Grundsätzen über die 
außergewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt oder 
es kann von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit abgesehen werden, wenn der Tatbeitrag 
des Täters unter Berücksichtigung aller Umstände 
nicht erheblich gewesen ist.

§ 80a

Wer im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbrei­
ten von Schriften, Tonträgern, Abbildungen oder 
Darstellungen zum Angriffskrieg (§ 80) aufstachelt, 
wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft.

§89
Kriegshetze und -propaganda

(1) Wer einen Aggressionskrieg, einen anderen Ag­
gressionsakt oder die Verwendung von Atomwaffen 
oder anderen Massenvernichtungsmitteln zu Aggres­
sionszwecken propagiert oder zum Bruch völkerrecht­
licher Vereinbarungen, die der Wahrung und Festi­
gung des Friedens dienen, auffordert oder in diesem 
Zusammenhang zur Verfolgung von Anhängern der 
Friedensbewegung aufreizt, gegen diese Personen we­
gen ihrer Tätigkeit Gewalt anwendet, sie verfolgt oder 
verfolgen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis 
zu acht Jahren bestraft.

(2) Wer die Tat planmäßig begeht oder zu ihrer 
Durchführung eine Organisation oder Gruppe bildet 
oder mit der Tat einen Angriff auf Leben oder Ge­
sundheit eines Anhängers der Friedensbewegung führt, 
wird mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren be­
straft.

(3) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.

§90

Völkerrechtswidrige Verfolgung von Bürgern der 
Deutschen Demokratischen Republik 

(1) Wer im Widerspruch zum Völkerrecht maß­
geblich oder mit besonderer Aktivität daran mitwirkt, 
unter Zugrundelegung der Alleinvertremngsanma- 
ßung der westdeutschen Bundesrepublik und der Aus­
dehnung der westdeutschen Gerichtshoheit Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik wegen der Aus­
übung ihrer verfassungsmäßigen Staatsbürgerrechte 
zu verfolgen, zu ihrer Verfolgung aufzufordern oder 
die Verfolgung anzuordnen oder zu veranlassen, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft, soweit 
nicht nach anderen Gesetzen eine höhere Strafe ver­
wirkt ist.


